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Bonn, den 13. Juli 1371 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wehr Strafgerichte 

Bezug: Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr, Jaeger und der 
Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/2385 — 


Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung 
beantworte ich hiermit die Kleine Anfrage. Dabei habe ich, 
Ihr Einverständnis voraussetzend, die Reihenfolge der Fragen 
geändert, um Wiederholungen vermeiden zu können. 


3. Welche Änderung des Grundgesetzes hält die Bundesregierung, 
wie damals angekündigt, für notwendig? 


Die Bundesregierung hat in der Drucksache V/4262 vom 30. Mai 
1969 erklärt, sie sei der Auffassung, die Wehrstrafgerichte 
müßten in die Lage versetzt werden, Strafgerichtsbarkeit nicht 
erst im Verteidigungsfall, sondern schon dann auszuüben, wenn 
die Truppe zur Herstellung der erhöhten Einsatzbereitschaft 
ihre Standorte verläßt. 

Eine solche Vorverlegung der Zuständigkeit läßt sich nur durch 
Änderung von Artikel 96 Abs. 2 des Grundgesetzes erreichen. 
Es müßte bestimmt werden, daß die Wehrstrafgerichte Ge- 
richtsbarkeit nach Maßgabe des Artikels 80 a Abs. 1 des Grund- 
gesetzes ausüben, also außer im Verteidigungsfall schon dann 
tätig werden können, wenn der Bundestag den Eintritt des 
Spannungsfalles feststellt oder wenn er der Ausübung von 
Gerichtsbarkeit vor Eintritt des Spannungsfalles besonders 
zustimmt. 
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In Verbindung mit dieser Änderung könnte auch die persön- 
liche und sachliche Zuständigkeit der Wehrstrafgerichte im 
Verteidigungsfall klargestellt und möglicherweise in bestimm- 
tem Umfang erweitert werden. 

Die Bundesregierung hält diese Änderungen für sachdienlich, 
ist aber der Autfassung, daß sie nicht um den Preis einer we- 
sentlichen Verzögerung der Durchführungsgesetze angestrebt 
werden sollten. Sie Yv^ill daher zunächst in einer Besprechung 
mit Vertretern aller Fraktionen des Bundestages feststellen, 
ob eine Änderung von Artikel 96 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Aussicht hat, beschleunigt verwirklicht zu werden. 


2. Bis wann will die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag 
ihre konkreten Vorstellungen unterbreiten? 


Wenn sich herausstellt, daß die angestrebte Grundgesetzände- 
rung Aussicht hat, beschleunigt verwirklicht zu werden, wird 
die Bundesregierung alsbald ein entsprechendes Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes und darauf abgestimmte Durch- 
führungsgesetze beim Bundestag einbringen. Andernfalls wird 
die Bundesregierung dem Bundestag Durchführungsgesetze auf 
der Grundlage des geltenden Rechts vorlegen. 


1. Wie weit sind die Vorbereitungen für die Errichtung von Wehr- 
strafgerichten inzwischen gediehen? 


Die Bundesregierung hat in der Drucksache V/4262 ausgeführt, 
es werde zur Zeit geprüft, ob die erstrebte nahtlose Umschal- 
tung von ziviler Strafgerichtsbarkeit auf Wehrstrafgerichtsbar- 
keit — auch unter ungünstigen Verhältnissen — dadurch er- 
reicht werden kann, daß die vorhandene Organisation der Trup- 
pendienstgerichte als Kader für eine Wehrstrafgerichtsbarkeit 
im Verteidigungsfall eingeplant wird. 

Diese Prüfung ist nunmehr abgeschlossen. Von ihrem Ergebnis 
hing nicht nur die endgültige Fassung der Durchführungsge- 
setze, sondern auch die Entscheidung der Frage ab, ob eine 
Grundgesetzänderung angestrebt werden soll; denn eine Vor- 
verlegung der vrehrgerichtlichen Zuständigkeit nach Maßgabe 
von Ä.rtikel 80 a des Grundgesetzes kommt nur in Betracht, 
wenn durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherge- 
stellt ist, daß die künftigen Wehrstrafgerichte ihre Tätigkeit 
nach Feststellung eines Spannungsfalles unverzüglich aufneh- 
men können. Mit der nunmehr gefundenen Kaderlösung er- 
scheint dies gewährleistet. Denn die Lösung sieht vor, daß die 
Kammern der Truppendienstgerichte mit dem Beginn wehr- 
strafgerichtlicher Zuständigkeit Wehrgerichte oder Kammern 
von neu zu errichtenden Wehrgerichten werden. 
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Die Durchführungsgesetze können nunmehr alsbald vorgelegt 
werden, wenn entschieden ist, ob sie auf Grund eines geänder- 
ten oder des unveränderten Artikels 96 Abs. 2 des Grundge- 
setzes eingebracht werden sollen. 

Die unter Nummer 4 der Drucksache V/4262 auf geführten vorbe- 
reitenden organisatorischen Maßnahmen sind in der Zwischen- 
zeit weitergeführt worden. 

Zum Ausbau der vorhandenen Kaderorganisation sind aus 
dem Bereich der Landesjustizverwaltungen rund 300 Richter 
und Staatsanwälte, rund 160 Rechtspfleger und rund 250 Beamte 
des mittleren Justizdienstes vorgemerkt und eingeplant. 

Der Bundesminister der Justiz ist darüber hinaus erstmals durch 
den Verwaltungshaushalt 1970/71 in die Lage versetzt worden, 
auch die vordringlichen materiellen Vorsorgemaßnahmen für 
die künftigen Wehrstrafgerichtsbehörden einzuleiten. In dem 
Kapitel 07 08 sind Mittel veranschlagt, die eine Bevorratung 
an Geräten, Ausrüstungsgegenständen, Dienstkleidung und 
Literatur bereits in Friedenszeiten erlauben. In den folgenden 
Haushaltsjahren sollen weitere Mittel, u. a. für die Beschaffung 
von Kraitfahrzeugen, angefordert werden. 


4. In welchen Punkten weicht die Auffassung der Bundesregierung 
heute von der in der Drucksache V/4262 zum Ausdruck gekom- 
menen Stellungnahme ab? 


Die Auffassung der Bundesregierung weicht in keinem wesent- 
lichen Punkt von der Stellungnahme ab, die in der Drucksache 
V/4262 zum Ausdruck gekommen ist. 



